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Die Bundesarbeitskammer ist die ge-
setzliche Interessenvertretung von 
rund 3,7 Millionen ArbeitnehmerIn-
nen und KonsumentInnen in Österre-
ich. Sie vertritt ihre Mitglieder in allen 
sozial-, bildungs-, wirtschafts- und 
verbraucherpolitischen Angelegen-
heiten auf nationaler als auch auf der 
Brüsseler EU-Ebene. Darüber hinaus 
ist die Bundesarbeitskammer Teil der 
österreichischen Sozialpartnerschaft. 
Die BAK ist im EU-Transparenzregister 
unter der Nummer 23869471911-54 
registriert.

Das AK EUROPA Büro in Brüssel wurde 
1991 errichtet, um die Interessen aller 
Mitglieder der Bundesarbeitskammer 
gegenüber den Europäischen Institu-
tionen vor Ort einzubringen. 

Zur Organisation und Aufgabe der 
Bundesarbeitskammer in Österreich 

Die Bundesarbeitskammer Österreichs 
bildet die Dachorganisation von neun 
Arbeiterkammern auf Bundesländere-
bene, die gemeinsam den gesetzlichen 
Auftrag haben, die Interessen ihrer Mit-
glieder zu vertreten. 

Renate Anderl
Präsidentin

Im Rahmen ihrer Aufgaben beraten die 
Arbeiterkammern ihre Mitglieder unter 
anderem in Fragen des Arbeitsrechts, 
des Konsumentenschutzes, in Sozial- 
und Bildungsangelegenheiten. Mehr 
als drei Viertel der rund 2 Millionen 
Beratungen jährlich betreffen arbeits-, 
sozial- und insolvenzrechtliche Frages-
tellungen. Darüber hinaus nimmt die 
Bundesarbeitskammer im Rahmen von 
legislativen Begutachtungsverfahren 
die Aufgabe wahr, die Positionen der 
ArbeitnehmerInnen und der Konsu-
mentInnen gegenüber dem Gesetzge-
ber in Österreich als auch auf  EU-Ebene 
einzubringen. 

Alle österreichischen ArbeitnehmerIn-
nen sind per Gesetz Mitglied der Ar-
beiterkammern. Die Mitgliedsbeiträge 
sind gesetzlich geregelt und betragen 
0,5 Prozent des Bruttoeinkommens 
(maximal bis zur Höchstbemessungs-
grundlage in der Sozialversicherung). 
816.000 (ua Arbeitslose, Eltern in Ka-
renz, Präsenz- und Zivildiener) der rund 
3,7 Millionen Mitglieder sind von der 
Zahlung des Mitgliedsbeitrages befreit, 
haben aber Anspruch auf das volle AK-
Leistungsangebot!

Christoph Klein
Direktor

Wir über uns
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Kurzzusammenfassung
Die Europäische Kommission möch-
te mit einem neuen Binnenmarktpro-
gramm, das die Bereiche Wettbewerbs-
fähigkeit von Unternehmen, Verbrau-
cherInnenschutz, Finanzdienstleistun-
gen, Lebensmittelkette, europäische 
Normen, Standards und Statistiken 
umfasst, Vereinfachungen und Syner-
gieeffekte erreichen. Die BAK hat jedoch 
Zweifel daran, wie diese bei derart un-
terschiedlichen Themenfeldern erreicht 
werden können. 

Die BAK stellt fest, dass es im Binnen-
markt schwerwiegende Defizite ins-
besondere im Bereich der Personen-
verkehrsfreiheit bei der Umsetzung 
und Durchsetzung des Unionsrechts, 
beispielsweise bei der Entsendung von 
Beschäftigten, aber auch im Sozial- und 
Umweltbereich gibt. Die BAK fordert da-
her die Einbeziehung des Arbeits- und 
Sozialrechts sowie des Umweltrechts 
bei den Arbeiten zur Beseitigung der 
Hindernisse am Binnenmarkt. 

Die BAK fordert hinsichtlich des Unter-
nehmensförderungsprogramms COS-
ME nachfrageorientierte Akzente zu 
setzen und nimmt die Erhöhung der 
Mittelausstattung um rund 30 % gegen-
über der jetzigen Finanzperiode kritisch 
zur Kenntnis. Hinsichtlich des Verbrau-
cherInnenprogramms fordert die BAK, 
dass die Union sicherstellt, dass die 
Rechtsvorschriften zum VerbraucherIn-
nenschutz und zur Produktsicherheit in 
der Praxis ordnungsgemäß und ein-
heitlich durchgesetzt werden. Zudem 
sind strengere und häufigere Überprü-
fungen durch die Marktüberwachungs-
behörden bei Produkten, die im Online-
Handel aus Drittländern eingeführt wer-

den, nötig. Die BAK macht auf die stark 
steigende Anzahl von Aufgaben im Ver-
braucherInnenschutz aufmerksam und 
fordert daher eine Mittelaufstockung auf 
250 Mio Euro, was mit einer Erhöhung 
von rund 32 % einer ähnlichen Steige-
rung wie bei COSME entsprechen wür-
de. Das Programm zur Erhöhung der 
Beteiligung von KonsumentInnen und 
anderen EndnutzerInnen an der Gestal-
tung der Unionspolitik bei Finanzdienst-
leistungen wird von der BAK begrüßt. 

Zu hinterfragen ist, weshalb Fördermit-
tel zur Bekämpfung von Tierseuchen, 
Pflanzenschädlingen sowie für den 
Tierschutz über die Lebensmittelkette 
im Binnenmarktprogramm finanziert 
werden sollen. Diese Maßnahmen be-
treffen die Urproduktion. Die BAK fordert 
daher, dass diese Vorhaben aus den 
Mitteln der Gemeinsamen Agrarpolitik 
getragen werden sollen. 

Die BAK fordert, dass die Europäischen 
Sozialpartner in allen Phasen des neuen 
Binnenmarktprogramms entsprechend 
eingebunden werden. Im Kommis-
sionsvorschlag sind leider weder die 
Sozialpartner noch die ArbeitnehmerIn-
nenvertretungen angeführt.
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Im Rahmen der Arbeiten zum mehrjäh-
rigen EU-Finanzrahmen 2021 – 2027 
schlägt die Kommission die Zusam-
menfassung mehrerer Programme und 
Haushaltslinien aus den Bereichen Wett-
bewerbsfähigkeit von Unternehmen, 
VerbraucherInnenschutz, Finanzdienst-
leistungen, der Marktüberwachung und 
Regulierung der Lebensmittelkette, der 
Entwicklung europäischer Normen und 
Standards, sowie der Erstellung und Ver-
breitung Europäischer Statistiken zu ei-
nem neuen Binnenmarktprogramm vor. 
Das Programm soll mit einem Volumen 
von insgesamt 4,089 Mrd Euro für die 
siebenjährige Finanzperiode ausgestat-
tet werden.

Die Europäische Kommission verspricht 
sich aus der Zusammenlegung der ein-
zelnen Initiativen Vereinfachungen und 
Synergieeffekte. Aus Sicht der BAK ist je-
doch zu hinterfragen, auf welche Art und 
Weise diese Ziele bei den zum Teil sehr 
unterschiedlich ausgerichteten Program-
men erreicht werden können. Denn im 
Text des Verordnungsvorschlags lassen 
sich kaum Hinweise darauf finden.

Zu den Zielen des Programms

In Artikel 3 des Rechtsvorschlages wer-
den die Ziele des Programms darge-
stellt. Die BAK geht auf folgende, in Ab-
satz 2 beschriebene spezifischen Zielset-
zungen, näher ein:

In lit a) weist die Kommission darauf hin, 
dass dem Entstehen von Hindernissen 
am Binnenmarkt vorgebeugt und be-
stehende Hindernisse beseitigt werden 
müssen. Sie bezieht sich dabei explizit 
auf die Umsetzung und Durchsetzung 

des Unionsrechts in den Bereichen Wa-
ren und Dienstleistungen, öffentliches Be-
schaffungswesen, Marktüberwachung, 
Unternehmensrecht, vertragliches und 
außervertragliches Recht, Bekämpfung 
von Geldwäsche, Freizügigkeit von Kapi-
tal sowie Finanzdienstleistungen. 

Die BAK macht darauf aufmerksam, 
dass es gerade im Bereich der Perso-
nenverkehrsfreiheit als eine der vier 
Grundfreiheiten im Binnenmarkt schwer-
wiegende Defizite bei der Umsetzung 
und Durchsetzung des Unionsrechts 
gibt. Beispielsweise bei der Entsendung 
von Beschäftigten kommt es häufig zu 
Verstößen gegen das EU-Recht, auch mit 
fatalen negativen Auswirkungen auf die 
heimischen Unternehmen. Probleme bei 
der Durchsetzung des Unionsrechts gibt 
es zudem im Sozial- und im Umweltbe-
reich. Der Wettbewerb im Binnenmarkt 
wird dadurch verzerrt. Die BAK fordert 
daher die Einbeziehung des Arbeits- und 
Sozialrechts sowie des Umweltrechts bei 
den Arbeiten zur Beseitigung der Hinder-
nisse am Binnenmarkt. 

Lit b) nimmt auf die Wettbewerbsfähig-
keit der Unternehmen mit besonde-
rem Augenmerk auf kleine und mittlere 
Unternehmen Bezug. Im Rahmen des 
Programms COSME sollen 1 Mrd Euro 
für Projekte zum Thema Marktzugang, 
Internationalisierung, Wettbewerbsfä-
higkeit, industrielle Modernisierung und 
Förderung des Unternehmertums auf-
gewendet werden. Die BAK hält die an-
geführten Maßnahmen für einseitig an-
gebotsorientiert und fordert im Rahmen 
des Binnenmarktprogramms nachfrage-
orientierte Akzente zu setzen.

Die Position der AK im Einzelnen
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Lit d) bezieht sich auf den Schutz der 
VerbraucherInneninteressen. Ein ho-
hes Maß an VerbraucherInnenschutz 
und Produktsicherheit soll gewährlei-
stet werden, unter anderem durch Auf-
klärung von KonsumentInnen und Un-
ternehmen sowie durch Unterstützung 
von VerbraucherInnenverbänden und 
zuständige Durchsetzungsbehörden. 
Im Finanzdienstleistungsbereich sollen 
VerbraucherInnen und andere Endnut-
zerInnen stärker an der Politikgestal-
tung beteiligt werden. Die BAK begrüßt 
dieses Binnenmarktziel und geht beim 
Begriff „EndnutzerIn“ davon aus, dass 
es sich dabei um VerbraucherInnen-
verbände handelt. In diesem Sinn ersu-
chen wir darum, dies in den Begriffsbe-
stimmungen in Artikel 2 explizit zu defi-
nieren. Die BAK fordert darüber hinaus, 
dass die Union sicherstellt, dass die 
Rechtsvorschriften zum VerbraucherIn-
nenschutz und zur Produktsicherheit in 
der Praxis ordnungsgemäß und ein-
heitlich durchgesetzt werden. Strenge-
re und häufigere Überprüfungen durch 
die Marktüberwachungsbehörden 
sind zudem bei Produkten, die im On-
line-Handel aus Drittländern eingeführt 
werden, nötig, was im Binnenmarkt-
programm entsprechend berücksich-
tigt werden muss.

Die sogenannte Lebensmittelkette wird 
in lit e) beschrieben. Ein hohes Ge-
sundheitsniveau von Menschen, Tieren 
und Pflanzen entlang der Lebensmit-
telkette ist zu begrüßen. Die BAK hin-
terfragt jedoch, weshalb Fördermittel 
zur Bekämpfung von Tierseuchen und 
Pflanzenschädlingen sowie für den 
Tierschutz über das Binnenmarktpro-
gramm finanziert werden sollen. Diese 
Maßnahmen betreffen die Urprodukti-
on und sollten daher aus den Mitteln 
der Gemeinsamen Agrarpolitik getra-
gen werden. 

Mittelausstattung für das Binnen-
marktprogramm

Artikel 4 der Verordnung bezieht sich auf 
die Mittelausstattung des Binnenmarkt-
programms. In Summe sind rund 4,089 
Mrd Euro für den Zeitraum 2021 – 2027 
zur Finanzierung der Binnenmarktmaß-
nahmen reserviert. 

Für das COSME-Programm zur Förde-
rung der Wettbewerbsfähigkeit von Un-
ternehmen und von Klein- und Mittelun-
ternehmen sollen 1 Mrd Euro zur Verfü-
gung gestellt werden. Zusätzlich sind 
außerdem Mittel in Höhe von 2 Mrd Euro 
über das Programm InvestEU reserviert. 
Gegenüber dem Mittelvolumen von 2,3 
Mrd Euro für die derzeit laufende Peri-
ode bedeutet das eine Mittelaufstoc-
kung von rund 30 % für den Zeitraum 
2021 – 2027. Im Vergleich dazu soll das 
KonsumentInnenprogramm von 188,8 
Mio Euro im Rahmen des laufenden EU-
Finanzrahmens auf 188 Mio Euro in der 
nächsten Finanzperiode sogar gering-
fügig reduziert werden. 

Angesichts der zusätzlichen Aufgaben, 
denen der VerbraucherInnenschutz 
laut Kommission in den nächsten Jah-
ren gegenübersteht – beispielswei-
se im Rahmen der Digitalisierung der 
Wirtschaft, der Globalisierung der Ver-
braucherInnenmärkte aber auch der 
Durchsetzung von EU-Regelungen im 
KonsumentInnenrecht und dem damit 
steigenden Bedarf an Beratung – muss 
die Mittelausstattung aus Sicht der BAK 
dringend deutlich gesteigert werden. 
Die BAK fordert die Finanzmittel auf 250 
Mio Euro zu erhöhen. Das entspricht ei-
ner Steigerung von rund 32 %, ist also 
mit der Mittelerhöhung für COSME ver-
gleichbar. 
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Ein eigenes Programm zur Erhöhung der 
Beteiligung von KonsumentInnen und 
anderen EndnutzerInnen an der Gestal-
tung der Unionspolitik bei Finanzdienst-
leistungen ist aufgrund der negativen 
Erfahrungen im Zuge der weltweiten Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise zu begrüßen 
und wird von der BAK unterstützt. Die 
Förderung der in Artikel 10 lit f) explizit 
als Begünstigte angesprochenen Or-
ganisationen Finance Watch und Better 
Finance begrüßt die BAK grundsätzlich. 
Aus Sicht der BAK muss eine Fördervor-
aussetzung für dieses Programm sein, 
dass es sich um Nichtregierungsorga-
nisationen ohne Erwerbszweck handelt, 
die von Unternehmen, insbesondere 
vom Finanzsektor unabhängig sind. 
Die VerbraucherInneninteressen und 
die Stabilität der Finanzmärkte und der 
Volkswirtschaft müssen im Mittelpunkt 
stehen. 

Für die Lebensmittelkette sind mit einem 
Finanzvolumen von 1,68 Mrd Euro mehr 
als 41 % der Gesamtmittel für das EU-
Binnenmarktprogramm gebunden. Wie 
weiter oben bereits erwähnt, betreffen 
einige der Maßnahmen (wie die Be-
kämpfung von Tierseuchen und Pflan-
zenschädlingen) die Urproduktion und 
sollten daher über die Mittel aus der 
Gemeinsamen Agrarpolitik finanziert 
werden. 

Die in Artikel 14 genannte Möglichkeit, 
Vorhaben aus mehreren Programmen 
der Union wie dem Europäischen Fonds 
für regionale Entwicklung, dem Kohä-
sionsfonds, dem Europäischen Sozi-
alfonds Plus oder dem Europäischen 
Landwirtschaftsfonds zu finanzieren, 
wird von der BAK befürwortet.

Einbeziehung der Sozialpartner

Der Binnenmarkt hat sowohl für Unter-
nehmen als auch für Beschäftigte und 
VerbraucherInnen eine hohe Relevanz. 
Die BAK fordert, dass dieser Umstand 
beim Binnenmarktprogramm entspre-
chend berücksichtigt wird und die Euro-
päischen Sozialpartner in allen Phasen 
des neuen Binnenmarktprogramms 
entsprechend eingebunden werden. Im 
Kommissionsvorschlag werden jedoch 
leider weder die Sozialpartner noch die 
ArbeitnehmerInnenvertretungen ange-
führt:

Im Rahmen des EU-Binnenmarktpro-
gramms wird mehrmals die Beteiligung 
verschiedener AkteurInnen an den ein-
zelnen Vorhaben erwähnt. So wird in 
Artikel 3 Absatz 2 lit c) „die Beteiligung 
der InteressensträgerInnen“ im Rahmen 
des Normungsverfahrens vorgeschla-
gen. Die BAK schlägt vor die Rolle der 
Sozialpartner besser hervorzustreichen 
und die Formulierung „die Beteiligung 
der Sozialpartner und weiterer Interes-
sensträger“ zu verwenden.

In Artikel 8 Absatz 2 werden förderfä-
hige Maßnahmen, die den Zielen des 
Binnenmarktprogramms dienen, be-
schrieben: Die BAK stellt bei der lit a) 
leider fest, dass bei der „Schaffung gün-
stiger Voraussetzung für die Befähigung 
aller Akteure auf dem Binnenmarkt“ 
zwar Unternehmen, Bürger, Zivilge-
sellschaft, Verbraucher und Behörden 
genannt werden, ArbeitnehmerInnen 
jedoch nicht. Es ist in keiner Weise nach-
vollziehbar, dass Beschäftigte in dieser 
Aufzählung nicht enthalten sind. Die 
BAK fordert daher eindringlich, dass 
ArbeitnehmerInnen in die Aufzählung 
aufgenommen werden.

www.akeuropa.eu


www.akeuropa.eu	 Mehrjähriger Finanzrahmen 2021-2027 
EU-Binnenmarktprogramm	 7

In Artikel 8 Absatz 2 lit b) wird die Ein-
richtung von Mechanismen genannt, 
die es BürgerInnen, VerbraucherInnen, 
EndnutzerInnen, VertreterInnen der Zivil-
gesellschaft und Unternehmen aus der 
Union erlauben, sich in die politische 
Diskussion bzw in die Politikgestaltung 
und Entscheidungsfindung insbesonde-
re durch Unterstützung der Arbeit von 
nationalen und unionsweiten Vertre-
tungsorganisationen einzubringen. Die 
BAK kritisiert, dass auch hier Arbeitneh-
merInnenvertretungen nicht angeführt 
werden. Diese müssen jedenfalls in die 
Aufzählung aufgenommen werden und 
dürfen nicht von der politischen Diskus-
sion und Politikgestaltung ausgeschlos-
sen werden.
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Für weitere Fragen stehen Ihnen gerne 

Frank Ey
T: +43 (0) 1 501 651 2768
frank.ey@akwien.at

sowie

Peter Hilpold
(in unserem Brüsseler Büro)
T +32 (0) 2 230 62 54  
peter.hilpold@akeuropa.eu

zur Verfügung.

Österreichische Bundesarbeitskammer
Prinz-Eugen-Straße 20-22
1040 Wien, Österreich 
T +43 (0) 1 501 65-0

AK EUROPA
Ständige Vertretung Österreichs bei der EU
Avenue de Cortenbergh 30
1040 Brüssel, Belgien
T +32 (0) 2 230 62 54
F +32 (0) 2 230 29 73
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